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Wahlprüfstein von: Vereinigung der Schulpsychologinnen und Schulpsychologen Rheinland-
Pfalz 
Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 11.03.2026 
 
  
1. Stellentableau 
Die Themenbereiche der rheinland-pfälzischen Schulpsychologie haben sich auch in der 
auslaufenden Legislatur stets erweitert. So bekamen in der jüngeren Vergangenheit Themen 
wie beispielsweise Schutzkonzepte gegen sexualisierte Gewalt und andere Gewaltformen, 
psychische Gesundheit von Lehrkräften, aber auch im besonderen Maß von Schülerinnen 
und Schülern, Cybermobbing, Hate-Speech, Umgang mit herausfordernden Kindern und Ju-
gendlichen, sowie Schulabsentismus immer größere Relevanz. Hinzu kommen Begleitpro-
zesse im Rahmen der S4- Schulen oder der Start Chancen Schulen und Veranstaltungen zu 
Programmen wie PRiGS oder MindMatters. Dies verlangt von den Schulpsychologinnen und 
Schulpsychologen, zusätzliche Zeit in die Einarbeitung in diese Themenfelder zu investieren. 
Gleichzeitig müssen sie ihren aktuellen Wissensstand in allen bisherigen Aufgabenfeldern 
aufrechterhalten, um auch weiterhin dem fachlichen Anspruch an schulpsychologische Be-
ratung gerecht werden zu können.  
Im Kontrast zu den konstant steigenden Anforderungen zeigen die Zahlen des BDP1, dass 
Rheinland- Pfalz in der Versorgung von Schülerinnen und Schülern pro Schulpsychologies-
telle im Bundesvergleich an drittletzter Stelle steht. In der Versorgung von Lehrkräften sogar 
an letzter Stelle. Zusätzlich zeigt der aktuelle Kindergesundheitsbericht2, dass Rheinland-
Pfalz in der psychosomatischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen weit abgeschla-
gen auf dem letzten Platz rangiert. Fälle die hier aus Kapazitätsnot nicht versorgt werden 
können, schlagen sich in gestiegener Fallintensität notwendigerweise bei der Schulpsycho-
logie nieder. Der Kinderrechte-Index 20253 sieht sogar „sehr großen Nachholbedarf“ in 
Rheinland-Pfalz und begründet das unter anderem auch mit unzureichenden Stellen in der 
Schulpsychologie. 
 
a) Wie steht Ihre Partei zum Stellenausbau der Schulpsychologie für Rheinland-Pfalz? 
(zum Vergleich: der BDP4 hat 2022 seine Forderung eines Verhältnisses 1:5000 Schul-
psychologiestelle: Lernende erneut formuliert)  

Die Linke RLP tritt klar für einen substanziellen Ausbau der schulpsychologischen Stellen 
ein. Die aktuellen Versorgungszahlen sind nicht hinnehmbar: RLP belegt im Bundesvergleich 
beim Verhältnis Schüler*innen zu Schulpsychologiestelle den drittletzten Platz – bei der 
Versorgung von Lehrkräften sogar den letzten Platz. Das ist ein strukturelles Versagen, das 
politisch behoben werden muss. 

Wir unterstützen die Forderung des BDP nach einem Versorgungsverhältnis von 1:5.000 
(eine Schulpsychologiestelle je 5.000 Lernende) ausdrücklich und wollen diesen Standard 
als verbindliches Ziel in der Schulpolitik des Landes verankern. Gleichzeitig verweist der 
Kinderrechte-Index 2025 auf sehr großen Nachholbedarf in Rheinland-Pfalz – auch mit 
Bezug auf die Schulpsychologie. Dieser Befund muss politische Konsequenzen haben. 

Konkret fordern wir einen Stufenplan zum Stellenausbau mit klar definierten Zwischenzielen, 
der im nächsten Doppelhaushalt finanzielle Absicherung findet. Der aktuelle 
Kindergesundheitsbericht 2025 zeigt zudem, dass RLP beim Thema psychotherapeutische 
Versorgung von Kindern und Jugendlichen bundesweit abgeschlagen auf dem letzten Platz 
rangiert – Fallintensitäten, die sich direkt auf die Schulpsychologie auswirken. Mehr Stellen 
sind deshalb keine Kür, sondern eine notwendige Grundvoraussetzung für das Wohlergehen 
von Schüler*innen und die Arbeitsfähigkeit des schulpsychologischen Systems. 
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b) Welche thematischen Schwerpunkte sehen die Parteien für die Schulpsychologie in 
den kommenden Jahren? Wo können Ihrer Meinung Arbeitsbereiche zur Entlastung weg-
fallen?  
Die Linke sieht in den kommenden Jahren folgende thematische Schwerpunkte für die 
Schulpsychologie als besonders relevant an: 

• Psychische Gesundheit von Schüler*innen und Lehrkräften – insbesondere im Kon-
text anhaltender Belastungen nach der Pandemie und wachsender gesellschaftlicher 
Krisen 

• Inklusion und sonderpädagogische Unterstützung – Schulpsychologie als unverzicht-
barer Teil eines inklusiven Schulsystems 

• Prävention und Intervention bei Gewalt, Cybermobbing und Hate Speech 

• Schulabsentismus und soziale Benachteiligung als systemische, nicht nur individuelle 
Problemlagen 

• Begleitung struktureller Schulentwicklungsprozesse, z. B. im Rahmen der S4-Schulen 
und der Startchancen-Schulen 

Hinsichtlich möglicher Entlastungen sprechen wir uns gegen pauschale Streichungen von 
Aufgabenbereichen aus. Entlastung entsteht aus unserer Sicht nicht durch Aufgabenabbau, 
sondern durch: 

• Konsequente Aufgabenteilung zwischen Schulpsychologie, Sozialarbeit und pädago-
gischem Unterstützungspersonal 

• Reduktion administrativer Tätigkeiten durch digitale Unterstützung 

• Stärkung präventiver Angebote, die mittel- und langfristig Fallzahlen senken 
 
c) Für den Fall, dass künftig mehr Menschen in der Schulpsychologie beschäftigt sein 
werden, stellt sich die Frage, wie Ihrer Meinung nach mit den begrenzten Bürokapazitä-
ten der aktuell 14 schulpsychologischen Beratungszentren im Land verfahren werden 
soll?  
 
Die Frage der Räumlichkeiten ist keine Nebenfrage, sondern eine Grundvoraussetzung für 
professionelle schulpsychologische Arbeit. Die aktuell 14 schulpsychologischen 
Beratungszentren im Land sind auf die bestehende Personalstärke ausgerichtet – ein 
Stellenausbau muss daher zwingend mit einer Überprüfung und Erweiterung der 
Raumkapazitäten einhergehen. 

Die Linke spricht sich dafür aus, im Zuge des Stellenausbaus eine systematische 
Bedarfserhebung der räumlichen Situation an allen 14 Standorten durchzuführen. Wo nötig, 
sind Erweiterungen, Umzüge oder neue Standorte zu prüfen. Dezentrale Außenstellen – 
insbesondere in der Fläche – können zudem die Erreichbarkeit verbessern und Fahrzeiten 
für Schulpsycholog*innen reduzieren. Solche Maßnahmen sollten in enger Abstimmung mit 
den Beschäftigten geplant werden. 

2. Qualitätssicherung der schulpsychologischen Arbeit  
Die Unterstützung der Schulen als Ort des Lernens, Lehrens und erfordert ein breites The-
menrepertoire, Flexibilität und Aktualität und damit stete Innovation, Qualifikation und Quali-
tätssicherung schulpsychologischer Arbeit. Schulpsychologinnen und Schulpsychologen be-
raten Lehrkräfte und Eltern. Sie bieten qualitativ hochwertige, stark nachgefragte Fortbil-
dungen an. Sie Beraten und begleiten Schule als System bei bescheidensten Schulentwick-
lungsprojekten. Immer schulbezogen, regional und landesweit. 
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a) Welche Möglichkeiten sieht Ihre Partei, die Schulpsychologie in ihren Anstrengungen 
zur Absicherung und Weiterentwicklung der Qualität ihrer Arbeit in den genannten Berei-
chen – gerade in Anbetracht der oben beschriebenen Themen – in den kommenden Jah-
ren zu unterstützen?  

Qualitätssicherung in der Schulpsychologie ist kein Selbstzweck, sondern Voraussetzung für 
wirksame Unterstützung von Schüler*innen, Lehrkräften und Schulen als System. Die Linke 
sieht folgende Möglichkeiten, die Schulpsychologie in diesem Bereich zu stärken: 

• Garantierte Supervision und kollegiale Fallberatung als fester Bestandteil der Arbeits-
zeit – nicht als Zusatzleistung 

• Ausreichend bezahlte Fortbildungszeiten, die auf aktuelle Entwicklungen (z. B. Cy-
bermobbing, psychische Gesundheit, Schutzkonzepte) reagieren können 

• Stärkung landesweiter fachlicher Netzwerke und Austauschformate zwischen den 
Beratungszentren 

• Evaluationsstrukturen, die schulpsychologische Arbeit sichtbar machen und Erkennt-
nisse in die Praxis zurückspiegeln 

• Kooperation mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen zur wissenschaftlichen 
Fundierung der Praxis 

Die kontinuierlich wachsenden Aufgabenfelder – von Schutzkonzepten gegen sexualisierte 
Gewalt über Schulabsentismus bis hin zu Programmen wie MindMatters und PRiGS – dürfen 
nicht einfach auf vorhandene Schultern abgelegt werden. Qualitätssicherung setzt 
strukturelle Entlastung voraus. 

b) Soll die Schulpsychologie weiterhin eine Abteilung im PL sein oder hat Ihre Partei an-
dere Pläne?  
Die Linke hält die Zugehörigkeit der Schulpsychologie zum Pädagogischen Landesinstitut 
(PL) grundsätzlich für sinnvoll, sofern damit eine ausreichende Ressourcenausstattung, 
fachliche Eigenständigkeit und kurze Wege in die Schul- und Fortbildungspraxis verbunden 
sind. 

Wir sind offen für strukturelle Weiterentwicklungen, wenn diese die schulpsychologische 
Arbeit stärken und nicht schwächen. Entscheidend ist aus unserer Sicht: Die 
Schulpsychologie braucht eine klare institutionelle Heimat mit ausreichender Autonomie, 
eigenem Profil und gesicherter Finanzierung – unabhängig davon, wo sie organisatorisch 
angesiedelt ist. Eventuelle Strukturveränderungen müssen gemeinsam mit den 
Beschäftigten und dem Berufsverband entwickelt werden. 

 
3. Attraktivität des Berufs als Schulpsychologin bzw. Schulpsychologe 
Die Schulpsychologie ist ebenfalls von den Schwierigkeiten betroffen, die mit dem Fach-
kräftemangel einher gehen. Da ausschließlich Bewerbungen von Psychologinnen und 
Psychologen mit Diplom oder Masterabschluss für Stellen berücksichtigt werden können, 
konkurriert das Land Rheinland-Pfalz um die Menschen mit entsprechenden Qualifikationen 
mit benachbarten Ländern.  
Gleichzeitig sollten aktuell beschäftigte Schulpsychologinnen und Schulpsychologen im Be-
ruf gehalten werden. Das ist einerseits eine Investition in die gleichbleibend hohe Qualität 
des schulpsychologischen Angebots und andererseits – durch die damit transportierte Aner-
kennung – auch ein Betrag zur Berufszufriedenheit und Gesundheit des bestehenden Perso-
nals. Ein Weg, den andere Bundesländer (z.B. Hessen, Brandenburg, NRW) beschreiten. 
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Wie könnte Ihre Partei dazu beitragen, dass die Attraktivität der Tätigkeit steigt? Hier ei-
nige Beispiele, eventuell hat Ihre Partei noch andere Ideen?  
 

• Kostenlose Nutzung des ÖPNV.- Job-Ticket/Deutschland-Ticket  
• Minimierung der finanziellen Belastung durch Dienstreisen  
• Bezahlte Weiterbildungen  
• Aufstiegschancen  
• Steuerfreie Icentives  
• Einführung einer pauschalen Beihilfe auch für freiwillig gesetzlich krankenversi-

cherte Beamtinnen und Beamte  
 
Der Fachkräftemangel in der Schulpsychologie ist real. Rheinland-Pfalz konkurriert im 
Rekrutierungswettbewerb mit anderen Bundesländern um Psycholog*innen mit Diplom- 
oder Masterabschluss. Gleichzeitig müssen bestehende Beschäftigte im Beruf gehalten 
werden – nicht zuletzt als Investition in Qualität, institutionelles Wissen und 
Berufszufriedenheit. 

Die Linke unterstützt folgende Maßnahmen zur Steigerung der Berufsattraktivität: 

• Kostenlose ÖPNV-Nutzung / Deutschland-Ticket: Wir befürworten ein landesweites 
Job-Ticket für Landesbedienstete. Mobilität darf kein Kostenfaktor für Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst sein. Perspektivisch wollen wir jedoch ein Null-Euro-Ticket für 
alle. 

• Dienstreiseregelungen: Die finanzielle Belastung durch Dienstreisen – insbesondere in 
der Fläche – muss spürbar reduziert werden. Vorstreckepflichten sollten abgeschafft, 
Erstattungssätze angehoben werden. 

• Bezahlte Weiterbildung: Fortbildung muss als reguläre Arbeitszeit gelten, nicht als 
freiwillige Zusatzleistung. Das gilt insbesondere für Fortbildungen zu neuen Themen-
feldern, die das Land selbst einfordert. 

• Aufstiegschancen und Karrierewege: Wir setzen uns für differenzierte Laufbahnmo-
delle ein, die Erfahrung und Spezialisierung honorieren und nicht im Beförderungs-
stau enden. 

• Pauschale Beihilfe für freiwillig gesetzlich Versicherte: Die ungleiche Behandlung von 
Beamt*innen je nach Krankenversicherungsstatus ist nicht zu rechtfertigen. Wir un-
terstützen die Einführung einer pauschalen Beihilfe auch für freiwillig gesetzlich kran-
kenversicherte Beamt*innen. 

• Steuerfreie Incentives: Sofern rechtlich und haushälterisch umsetzbar, sind steuer-
freie Sachleistungen ein niedrigschwelliges Instrument der Wertschätzung – wir prü-
fen dies offen. 

Darüber hinaus halten wir eine Angleichung der Vergütung an vergleichbare Bundesländer 
(z. B. Hessen, Brandenburg, NRW) für notwendig. Attraktivität entsteht nicht allein durch 
Einzelmaßnahmen, sondern durch ein Gesamtpaket aus fairer Bezahlung, guten 
Arbeitsbedingungen und gesellschaftlicher Anerkennung. 

 
 


